
Zusammenfassung

Weder ist die Europäische Säule sozialer Rechte (ESSR) rechtsverbindlich noch hat ihre Einbindung in 
das Europäische Semester bislang Erfolge zur Stärkung der sozialen Dimension der EU erbracht. Um 
Jean-Claude Junckers Anspruch eines „sozialen ‚Triple-A‘“ für die EU gerecht zu werden, müssten die 
Grundsätze der ESSR über ein Sozialprotokoll zu einklagbaren Rechten werden. Solange dies nicht 
möglich ist, sollte in der Politikkoordinierung ihre Verbindlichkeit durch Mindeststandards gestärkt, die 
Nutzung des begleitenden Social Scoreboards auf europäischer und nationaler Ebene intensiviert und für 
die Eurozone ein Sozialer Stabilitätspakt aus ihren Zielen beschlossen werden. 
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Björn Hacker

1. Der sozial gespaltene 	
Kontinent

Das Social Scoreboard der Europäischen Kommission 

(2018a) zeigt, dass Europa sozial gespalten ist: Ein 

Drittel aller Indikatoren weist unterdurchschnittliche 

Werte auf. Doch nicht alle Mitgliedstaaten warten 

mit gleich schlechten Ergebnissen auf. Die negative 

Gesamtbilanz kommt durch eine hohe Anzahl sozial 

abgeschlagener Mitgliedstaaten zustande, während 

andere Länder sehr gut dastehen. Dies zeigt die Vertei-

lung der beiden besonders negativ gekennzeichneten 

Kategorien „kritische Lage“ und „zu beobachten“ über 

die Mitgliedstaaten (siehe Abbildung 1). Süd- und 

Südosteuropa bilden die Schlusslichter, während 

West- und Nordeuropa sehr gut abschneiden; viele 

mittelosteuropäische Staaten liegen zwischen diesen 

beiden Positionen. Deutlich wird so die vertiefte Spal-

tung der EU. War bereits lange bekannt, dass es für die 

erst seit 2004 der EU beigetretenen Staaten Mittelost-

Die Europäische Säule sozialer Rechte: 
Nutzung und Nutzen 

Rating nach Häufigkeit von stark unterdurchschnittlichen Werten für die zwölf genutzten Indikatoren, die als 
„kritische Lage“ und „zu beobachten“ markiert sind. Die Farbgebung erfolgt unabhängig von der Farbgebung der 
Europäischen Kommission im Social Scoreboard. 

Quelle: Länderberichte als Begleitunterlagen zu Europäische Kommission (2018b). Daten für Griechenland aus 
Europäische Kommission (2018c: 19).

Abbildung 1: Negativabweichungen im Social Scoreboard für die EU-28 2017/2018
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europas noch lange dauern wird, ehe sie ökonomisch 

und sozial zu den westlichen EU-15 aufrücken können, 

sind infolge der Krise der Wirtschafts- und Währungs-

union (WWU) und ihres allein wirtschaftspolitisch 

orientierten, die soziale Dimension vernachlässigen-

den und verschlimmernden Managements nun auch 

Griechenland, Italien, Portugal, Spanien und Zypern 

vom sozialen Konvergenz- und Fortschrittsverspre-

chen abgehängt.

Die soziale Divergenz der EU entspringt aktuell einem 

grundlegenden Ungleichgewicht des Integrationspro-

zesses: Für die Regierungen der Mitgliedstaaten war 

es immer einfacher und in ihren jeweiligen nationalen 

Politikarenen besser zu begründen, zum Zwecke der 

Marktschaffung Handelshemmnisse wie Grenzen, 

Zölle, Subventionen, Preisdifferenziale u.a. abzubau-

en. Dagegen war der Aufbau gemeinsamer Politiken 

mit dem Ziel der Marktkorrektur und -gestaltung 

zwischen den Partnern strittiger. Im Ergebnis ist eine 

„konstitutionelle Asymmetrie“ (Scharpf 2002) zwischen 

einer weit fortgeschrittenen, marktschaffenden Wirt-

schaftsintegration und einer dieser gegenüber zurück-

bleibenden, marktkorrigierenden sozialen Integration 

entstanden.

Auch die seit Mitte der 1990er Jahre immer weiter 

ausgebaute beschäftigungs- und sozialpolitische 

Koordinierung konnte diese Schieflage der Integ-

rationsentwicklung nicht beheben. In der Krise der 

Eurozone zeigte sich ihre Nachrangigkeit gegenüber 

dem ausgebauten und durch das Krisenmanage-

ment gestärkten System der wirtschaftspolitischen 

Governance im Rahmen des Europäischen Semesters. 

Besonders in den Krisenstaaten war die Dominanz 

budgetpolitischer Ansätze und solcher zur Stärkung 

der Wettbewerbsfähigkeit gegenüber sozialen Investi-

tionen sowie Politiken zur Nachfragestützung und zur 

Stärkung des sozialen Zusammenhalts spürbar. Trotz 

des wiedereinsetzenden Wirtschaftsaufschwungs 

leiden einige Länder weiterhin unter sehr hohen und 

verfestigten Erwerbslosen- und Armutsgefährdungs-

quoten.

Europa hat in zehn Jahren Finanz- und Eurokrise viel 

zur Rettung von Bankinstituten sowie zur Straffung und 

Kontrolle staatlicher Ausgabenpolitiken beigetragen, 

aber wenig getan, um die Bürgerinnen und Bürger vor 

Arbeitslosigkeit und Armut zu schützen. Mehr noch: Im 

Zuge des Krisenmanagements hat die Austeritätspoli-

tik der EU die soziale Krise erst richtig befeuert. Einer 

in erster Linie dem Markt verpflichteten EU verweigern 

die Bürgerinnen und Bürger angesichts wachsender 

Sorgen vor sozialem Abstieg und Unbehagen im 

Hinblick auf Globalisierung und Migration jedoch die 

Zustimmung. Stattdessen gewinnen Nationalpopulis-

mus und Wohlfahrtschauvinismus an Relevanz in der 

politischen Debatte. So wird das blinde soziale Auge 

der EU gerade im Vorfeld der Europawahlen im Mai 

2019 als Problem akut.

Mit der Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR) 

ist auf dem Sozialgipfel am 17. November 2017 in 

Göteborg zwar ein von der Kommission vorangetrie-

bener Ansatz zur Stärkung der sozialen Dimension 

der europäischen Integration proklamiert worden. Ein 

Jahr später scheint der neue Anlauf für das Soziale 

in Europa jedoch bereits zu erlahmen: Der Präsident 

der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, 

erwähnt das Thema in seiner Rede zur Lage der Union 

2018 nur noch am Rande und spricht unspezifisch da-

von, „die Ankündigungen vom Sozialen Gipfel in Göte-

borg zu goldenen Regeln [zu] machen“ (Juncker 2018: 

12). Derweil sagt die österreichische Ratspräsident-

schaft das reguläre Oktobertreffen des Arbeits- und 

Sozialministerrates (EPSCO) mangels Fortschritten in 

den sozialen Dossiers ab. Will der Kommissionspräsi-

dent sein zu Beginn der Amtszeit ausgegebenes Ziel 

eines „sozialen ‚Triple-A‘“ für die EU (Juncker 2014) 

noch erreichen, muss die Kommission nun angesichts 

der sozialen Spaltung Europas gemeinsam mit dem 

Parlament und insbesondere dem Rat handeln.
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2. Die Unverbindlichkeit der 
Europäischen Säule sozialer 
Rechte 

Bislang bleiben schnelle Erfolge bei der Umsetzung 

der ESSR aus, da sie nicht Bestandteil des europäi-

schen Primärrechts ist und daher keine unmittelbare 

Wirkung entfaltet. Sie bietet der Kommission nur 

eine schwache Basis zum Vorschlag von Sekun-

därrechtsakten. Entsprechende Initiativen wie die 

Schaffung eines gemeinsamen Arbeitnehmerbegriffs, 

eine europäische (Neu-)regelung der Vaterschafts-, 

Eltern- und Pflegeurlaube sowie die Einrichtung einer 

Europäischen Arbeitsbehörde kommen nur schlep-

pend voran. 

Als Ersatzlösung hat die Kommission die Nutzung 

der ESSR im Bereich der koordinierenden Politiken 

vorangetrieben, indem sie deren Grundsätze in ho-

hem Maße in das Europäische Semester 2017/2018 

eingeflochten hat. So werden zentrale Inhalte der 

ESSR im Jahreswachstumsbericht, im Beschäfti-

gungsbericht und in neuen beschäftigungspolitischen 

Leitlinien aufgegriffen. Doch die Politikkoordinierung 

im Sozialbereich erfolgt auf freiwilliger Basis durch 

die Mitgliedstaaten und ohne verbindliche Zielwerte, 

wie sie etwa im Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 

gelten. Das mit der ESSR zu ihrer Operationalisierung 

beschlossene Social Scoreboard von 14 Sozial-             

indikatoren (Europäische Kommission 2018a) zeigt 

zwar deutlich die Missstände mangelnder sozialer 

Konvergenz auf (siehe Abbildung 1), orientiert sich 

aber lediglich an Durchschnittswerten der EU-Mit-

gliedstaaten. Benchmarks und Mindeststandards 

sind nicht vorgesehen. Dies kann dazu führen, dass 

bei einer schlechten Performanz aller Länder einem 

Mitgliedstaat mit einer problematischen Sozialbilanz 

dennoch eine hervorragende Bewertung ausgestellt 

wird, weil sie relativ besser als die Bilanzen der ande-

ren Mitgliedstaaten ist. 

Die Mitgliedstaaten haben zwar der ESSR zugestimmt, 

sie zeigen sich in der Praxis jedoch sehr zurückhaltend, 

was ihre Nutzung betrifft. Nur elf von 27 Regierungen 

gehen in ihren 2018 vorgelegten Nationalen Reform-

programmen (NRP) überhaupt auf die ESSR ein. 

Zugleich wird erneut die tradierte Reihung zwischen 

wirtschaftlichen und sozialen Akteuren im Governan-

ce-Prozess deutlich. Die NRP werden zumeist von 

den Wirtschafts- und Finanzministerien erstellt – hier 

werden andere Prioritäten gesetzt als die Erneue-

rung des Sozialen Europas und lieber Themen im 

Zusammenhang mit dem SWP und dem Verfahren 

zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 

Ungleichgewichte (MIP) verfolgt. Was die Ministerkol-

leginnen und -kollegen im EPSCO-Rat beschließen 

und im Europäischen Semester gerne angewendet 

sehen würden, ist im mächtigen Rat der Wirtschafts- 

und Finanzminister (ECOFIN) von untergeordneter 

Bedeutung. 

Diese Reihung zwischen wirtschaftlichen und sozialen 

Zielen zeigt sich auch mit Blick auf die länderspezifi-

schen Empfehlungen (CSR), die am Ende des Europäi-

schen Semesters im Juli 2018 ausgesprochen wurden. 

Zwar binden Kommission und Rat hier die Grund-

sätze der ESSR erstmals ein. Doch dies funktioniert 

primär dann, wenn die ESSR Ziele eines gerechten 

Wettbewerbs auf dem Arbeitsmarkt, der human-

kapitalintensiven Produktivitätssteigerung und der 

Flexicurity verfolgt. Hierauf gestützte Empfehlungen 

sind nahezu immer kompatibel mit den Ratschlägen 

und Empfehlungen im Rahmen des SWP und der MIP. 

Konfliktträchtige Grundsätze der ESSR, die eine Stär-

kung der Arbeitnehmerrechte oder kostenintensive 

Sozialleistungen fordern, finden sich dagegen nur ver-

einzelt. Insbesondere für die Länder der WWU ist eine 

Ausweitung sozialer Sicherheit nach den Grundsätzen 

der ESSR demnach – trotz festgestellter sozialer Defizi-

te – in den CSR nur dann angezeigt, wenn dies keinen 

Konflikt mit den als wichtiger eingestuften budget- 

und wettbewerbspolitischen Zielen provoziert.
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Die Nutzung der ESSR im Europäischen Semester 

birgt das Potenzial zu einer Stärkung sozialer Politiken 

innerhalb der Mitgliedstaaten. Würde dieses voll aus-

geschöpft, könnte die ESSR zu einer neuen sozialen 

Aufwärtskonvergenz in der EU führen, auch ohne dass 

das zentrale Problem fehlender Fortschritte bei der 

Schaffung einer regulativen Sozialpolitik auf europä-

ischer Ebene angegangen wird.

3. Empfehlungen zur Stärkung 
sozialer Rechte in der EU

Um dieses Potenzial der ESSR auszuschöpfen, müss-

ten die Europäische Kommission und die nationalen 

Regierungen die ESSR innerhalb des Koordinierungs-

zyklus stärken. Konkret sollten dazu die folgenden 

Lösungsoptionen für die Probleme mangelnder 

Verbindlichkeit, fehlender Zielwerte, ausbleibender 

Unterstützung durch die Mitgliedstaaten und Subor-

dination unter die Wirtschaftsgovernance umgesetzt 

werden. Nur dann kann die ESSR trotz fehlender 

Rechtsverbindlichkeit und schwacher Koordinie-

rungserfolge noch zu einem erfolgreichen Projekt und 

die soziale Spaltung Europas gelindert werden.

(1) Mit einem Sozialprotokoll wirtschaftliche Frei-

heiten und soziale Rechte gleichstellen: Die ESSR 

wird ihre volle Wirkung erst entfalten können, wenn 

die von ihr beschriebenen Rechte für die Bürgerinnen 

und Bürger einklagbar sind. So schnell wie möglich 

sollte sie daher in die Verträge eingegliedert werden. 

Wenn dies an der Zustimmung einzelner Mitgliedstaa-

ten scheitert, sollte wie im Vertrag von Maastricht eine 

kleinere Gruppe von Staaten mit einem Sozialproto-

koll vorangehen. Die Eingliederung in das Primärrecht 

würde sekundärrechtliche Initiativen im Sozialbereich 

stützen und wirtschafts- und sozialpolitische Ziele 

gleichstellen. 

(2) Mit gemeinsamen Mindeststandards und Ziel-

werten soziale Kohäsion sichern: Die ESSR benötigt 

klare Ziele in ihrem Social Scoreboard. Die Mitglied-

staaten sollten sich schrittweise auf die Ablösung des 

EU-Durchschnitts als Orientierungsgröße zugunsten 

der Einführung quantifizierbarer Zielwerte und Min-

deststandards einigen. Dabei sollte von einer One-si-

ze-fits-all-Lösung wie zu Zeiten der Offenen Methode 

der Koordinierung (OMK) abgesehen werden: Die insti-

tutionellen und sozioökonomischen Unterschiede der 

Mitgliedstaaten gilt es zu achten, indem eine relative 

Orientierung an nationalen Größen erfolgt. Denkbar 

sind ein Rahmen für eine Mindestlohnnorm nach 

Grundsatz Nr. 6b der ESSR ("Löhne und Gehälter") bei 

60 Prozent des jeweiligen nationalen Medianlohns 

(Schulten et al. 2016), ein Rahmen für existenzsichern-

de Grundsicherungssysteme nach Grundsatz Nr. 14 

der ESSR ("Mindesteinkommen"), dessen Leistungen 

sich nach der jeweiligen nationalen Armutsquote 

bemessen (Kingreen 2017), und ein Rahmen für 

das Vorhalten von Sozialausgaben pro Kopf nach 

Grundsatz Nr. 12 der ESSR ("Sozialschutz"), die der 

langfristigen Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 

entsprechen (Busch 2011). Ein so geschaffenes Netz 

aus sozialen Zielen und Mindeststandards könnte die 

Nachfolge der Europa 2020-Strategie antreten. Ihre 

Ausarbeitung sollte im Rahmen des Sozialen Dialogs 

auf europäischer Ebene nach Art. 155 AEUV erfolgen. 

Zur Umsetzung der sozialen Ziele sollten im mehr-

jährigen Finanzrahmen der EU zielgerichtete Mittel 

bereitgestellt werden.

(3) Mit einer Aufwertung sozialpolitischer Akteure 

auf europäischer Ebene die Politikkoordinierung 

ausbalancieren: Die strukturelle Benachteiligung 

des EPSCO-Rates im Governance-Gebäude der EU 

könnte auch ohne Vertragsreform behoben werden. 

Das erklärte Ziel einer besseren Abstimmung wirt-

schaftlicher und sozialer Koordinierungsgegenstände 

kann nur funktionieren, wenn die Dominanz des ECO-

FIN-Rates im Europäischen Semester gebrochen wird. 

Gemeinsame Sitzungen beider Ratsformationen (Eu-
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ropäisches Parlament 2017: Abs. 39) sind notwendig, 

um Zielkonflikte zwischen ökonomischen und sozia-

len Standpunkten zu lösen. Speziell für die Eurozone 

würde sich hieraus das Zentrum einer makrosozialen 

Steuerung der WWU im Sinne eines neu aufgestellten 

Makroökonomischen Dialogs entwickeln (Koll/Watt 

2018). Das Ergebnis wäre eine stärkere Auseinander-

setzung der Mitgliedstaaten mit den Grundsätzen der 

ESSR im Rahmen der wirtschaftspolitischen Gover-

nance.

(4) Mit einer Nutzung des Social Scoreboards 

Sozialreformen in den Mitgliedstaaten begrün-

den: Frankreich, das im Social Scoreboard sehr 

gut abschneidet, nutzt die ESSR als einziges Land 

intensiv. So stellt die französische Regierung aus 

den Ergebnissen des Social Scoreboards ein eigenes 

Ranking zusammen und vergleicht für jeden der 14 

Indikatoren die Position Frankreichs mit den fünf 

jeweils am besten und am schlechtesten abschnei-

denden Nachbarstaaten. Im Ergebnis identifiziert sie 

erheblichen Handlungsbedarf und erläutert im NRP 

unter Rückgriff auf sechs der 20 ESSR-Grundsätze 

ihre diesbezüglichen Reformpläne (Frankreich 2018). 

Diesem Beispiel sollten die Regierungen der anderen 

EU-Länder folgen und dadurch die Grundsätze der 

ESSR stärker in die politische Debatte einspeisen.

(5) Mit der Europäischen Säule sozialer Rechte 

aktiv Politik machen: Die Rankings des Social 

Scoreboards sind nicht allein für das europäische 

Institutionengefüge und die nationale Ministerialbü-

rokratie von Interesse. Insbesondere in den nationa-

len Parlamenten sollte die relative soziale Lage des 

eigenen Landes regelmäßig mit dem Ziel thematisiert 

werden, wirtschaftspolitische Empfehlungen aus dem 

Europäischen Semester mit einer sozialen Folgenab-

schätzung zu versehen. Eine besondere Rolle bei der 

Erhöhung der öffentlichen Aufmerksamkeit für die 

ESSR sollten neben und in der parlamentarischen 

Ausschussarbeit insbesondere die Gewerkschaften, 

die Wohlfahrtsverbände und weitere zivilgesellschaft-

liche Interessengruppen spielen.

(6) Mit einem Sozialen Stabilitätspakt Ungleichge-

wichte eindämmen: Um die Anfälligkeit für asymme-

trische Schocks einzudämmen, müssen nicht nur die 

Ausgabenpolitiken der Mitgliedstaaten, sondern auch 

die Steuer-, Sozial- und Lohnpolitiken in der WWU un-

tereinander abgestimmt werden. Die Staaten der Eu-

rozone sollten sich auf einen Sozialen Stabilitätspakt 

verständigen, in dem für die WWU relevante Ziele der 

ESSR mit einem Verfahren gegen soziale Ungleichge-

wichte (Andor 2013) verknüpft werden, wenn politisch 

festzulegende Schwellenwerte im Social Scoreboard 

über- bzw. unterschritten werden. Äquivalent zum 

Defizitverfahren des SWP und zur MIP würde so ein 

Mechanismus geschaffen, der soziale Reformen in den 

Mitgliedstaaten mit großem Nachdruck empfehlen 

und verlangen kann. Um in der Eurozone soziale und 

wirtschaftliche Governance gleichzustellen, sollten 

der SWP um eine Goldene Regel zur Ausnahme sozi-

aler Investitionen vom budgetären Defizitverfahren 

ergänzt und in der Planung befindliche Maßnahmen 

zur Reform der WWU – wie ein Reformumsetzungsin-

strument und eine Investitionsstabilisierungsfunktion 

(Europäische Kommission 2017) – auf die Ziele der 

ESSR abgestimmt werden.

Mit Ausnahme der Aufnahme der ESSR in die EU-Ver-

träge könnten die Reformvorschläge mit dem Start 

des Europäischen Semesters 2018/2019 schrittweise 

umgesetzt werden. Der Soziale Stabilitätspakt könnte 

im Zuge der Reform der WWU auf den Weg gebracht 

werden. Die umfassendste Lösung für die hier auf-

gezeigten Probleme, die Aufnahme der ESSR in das 

Primärrecht, ist aufgrund der notwendigen Vertrags-

änderung schwieriger umzusetzen. Deshalb sollte das 

Sozialprotokoll für die EU das zentrale politische Ziel 

für die nächste Legislaturperiode des Europäischen 

Parlaments werden. Denn erst, wenn ein solches in 

Kraft tritt, kann die EU ihrem Anspruch auf ein „sozia-

les Triple-A“ gerecht werden.
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